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Entscheidungsdatum
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Norm

ABGB 8531
ABGB 890 Abs1
ABGB 890 Abs2
B-VG Art.133 Abs4
MOG 2007 86
MOG 2007 88i
VWGVG §24 Abs4
VWGVG §28 Abs1
VWGVG §28 Abs2
1. ABGB § 531 heute
2. ABGB & 531 glltig ab 01.01.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2015
ABGB 8§ 531 gultig von 01.01.1812 bis 31.12.2016

w

ABGB § 90 heute

ABGB 8§ 90 guiltig ab 01.01.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2009

ABGB § 90 gultig von 01.01.2000 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 125/1999
ABGB 8§ 90 gultig von 01.01.1976 bis 31.12.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 412/1975

E o

ABGB § 90 heute

ABGB 8§ 90 gultig ab 01.01.2010zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2009

ABGB § 90 gultig von 01.01.2000 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 125/1999
ABGB 8§ 90 gultig von 01.01.1976 bis 31.12.1999zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 412/1975

E o

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 guiltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 444/1974
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9. B-VG Art. 133 guiltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG 8§ 24 heute

2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017
4. VwGVG § 24 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG 8 28 heute

2. VwGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

1. VWGVG 8 28 heute
2. VWGVG § 28 glltig ab 01.01.2019zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VwGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018

Spruch
W143 2119489-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die Richterin Mag. Dr. Magdalena HONSIG-ERLENBURG als
Einzelrichterin Uber die Beschwerde von xxx, xxx, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria vom 29.01.2014, AZ I1/7-
EBP/11-120853935, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2011, zu Recht:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigDie Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

1. Mit Datum vom 16.03.2011 stellte die Ehegemeinschaft xxx (im Folgenden: Ehegemeinschaft) einen Mehrfachantrag-
Flachen flr das Antragsjahr 2011 und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie (EBP) fur die in
den Beilagen "Flachenbogen" und "Flachennutzung" naher konkretisierten Flachen.

Die Ehegemeinschaft war im Antragsjahr 2011 Auftreiberin auf die Almen mit den Betriebsstattennummern xxx, xxx
und xxx, fur die von der zustandigen Almbewirtschafterin (xxx und xxx) bzw. von Herrn xxx (xxx; als Almobmann einer
als Almbewirtschafterin fungierenden Agrargemeinschaft) ebenfalls Mehrfachantrage-Flachen 2011 gestellt und dabei
AlmfutterflachenausmalRe von 8,38 ha (xxx) bzw. von 145,24 ha (xxx) bzw. 57,37 ha (xxx) beantragt wurden.

2. Mit Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 30.12.2011, AZ II/7-EBP/11-11116018613, wurde der
Ehegemeinschaft fur das Antragsjahr 2011 eine EBP in HOhe von EUR 281,55 gewahrt. Auf Basis von 11,74
flachenbezogenen Zahlungsansprichen und einer beantragten Flache im Ausmal3 von 9,07 ha (davon Almflache: 5,61
ha) wurde der Beihilfenberechnung - unter Berlcksichtigung der Vorgabe, dass fiur beihilfefahige Flachen, die die
Mindestschlagflache von 0,10 ha nicht erfillen, keine Zahlung gewdhrt werden kann - eine ermittelte Flache im
Ausmald von 8,84 ha (davon Almflache: 5,61 ha) zu Grunde gelegt.

Gegen diesen Bescheid wurde kein Rechtsmittel erhoben.

3. Mit Datum vom 26.09.2012 fand auf der AlIm mit der BStNr. xxx eine Vor-Ort-Kontrolle durch Kontrollorgane der
belangten Behorde statt, im Zuge derer betreffend das Antragsjahr 2011 eine Flachenabweichung festgestellt und ein
Almfutterflachenausmal von 28,05 ha ermittelt wurde.
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4. Mit Abanderungsbescheid der AMA vom 29.01.2014, AZ II/7-EBP/11-120853935, wurde der Antrag der
Ehegemeinschaft auf Gewahrung der EBP fur das Antragsjahr 2011 abgewiesen und zugleich die Ruckforderung des
zunachst gewdhrten Betrages in Hohe von EUR 281,55 ausgesprochen. Auf Basis von (unverandert) 11,74
flachenbezogenen Zahlungsansprichen und einer beantragten Flache im Ausmalf3 von 9,07 ha (davon Almflache: 5,61
ha) wurde der Beihilfenberechnung nun - unter Berlcksichtigung der Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle vom 26.09.2012
und (abermals) unter Berucksichtigung der Vorgabe, dass fur beihilfefahige Flachen, die die Mindestschlagflache von
0,10 ha nicht erfillen, keine Zahlung gewahrt werden kann - eine ermittelte Fldche im Ausmal von 6,81 ha (davon
Almflache: 3,58 ha) zu Grunde gelegt. Die AMA verhdngte aufgrund des Ausmalles der festgestellten
Flachenabweichungen (Uber 20 %) insofern eine Flachensanktion, als sie den Antrag abwies und den zundachst

zugesprochenen Beihilfebetrag zur Ganze ruckforderte.
5. Mit Datum vom 10.01.2014 verstarb Frau xxx.

6. Gegen den Abanderungsbescheid vom 29.01.2014 erhob Herr xxx (im Folgenden: Beschwerdeflhrer) Beschwerde,

eingelangt bei der belangten Behtérde am 19.02.2014, und beantragte
1. die ersatzlose Behebung des Bescheides, andernfalls

2. die Abanderung des Bescheides in der Weise, dass die Berechnung der Rilckzahlung nach Malgabe der
Beschwerdegriinde erfolgt und jedenfalls keine Kirzungen und Ausschlusse verfigt werden, andernfalls Kirzungen

und Ausschlisse nur nach Mal3gabe der beschwerdegriinde verhangt werden,

3. die Abanderung des Bescheides in der Weise, dass die Zahlungsanspriiche im beantragten Umfang ausbezahlt und

genutzt werden,

4. die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung,

5. die Durchfiihrung einer mandlichen Verhandlung und

6. die Zulassung der Anerkennung eines offensichtlichen Irrtums und der Berichtigung des Beihilfeantrages.

In seinen Beschwerdeausfihrungen brachte der Beschwerdefuhrer einleitend vor, dass er die EBP erstmals im Jahr
2005 mit deren Einflhrung beantragt habe. Basis fur die EBP sei fir seinen Betrieb der Bezug von
Marktordnungspramien im historischen Zeitraum 2000 bis 2002 gewesen. Die Marktordnungspramien des genannten
Referenzzeitraums seien im Jahr 2005 auf die Futterflache dieses Zeitraums bzw. die Futterflache des Jahres 2004
aufgeteilt worden, als Zahlungsanspruiche betitelt und in Form der EBP ausbezahlt worden. Die Referenzflache setze
sich aus der bewirtschafteten Heimflache des Betriebes und der anteiligen Almfutterflache zusammen. Die
Almfutterflache sei von den Almverantwortlichen mit den damaligen zur Verfigung stehenden Mitteln genau erhoben
worden. Zum Zeitpunkt der Festsetzung der Betriebspramie habe man bei einer hoheren Almfutterfliche mehr
Zahlungsanspriche und damit einen niedrigeren Wert je Zahlungsanspruch erhalten, weil die Gesamtbetriebspramie
durch den historischen Bezug gedeckelt gewesen sei. Somit habe die Grol3e der AImfutterflache keinen Einfluss auf die
Gesamtbetriebspramie gehabt und es sei kein unmittelbarer Nutzen aus der héheren Angabe der Almfutterflache zu

ziehen gewesen.

Begrindend monierte der Beschwerdeflhrer die behordlichen Feststellungen zum Ausmal? der beihilfefahigen Flache
und fihrte insbesondere aus, dass die AMA die Ergebnisse friherer Vor-Ort-Kontrollen unbertcksichtigt gelassen
habe. Dies sei unsachlich. Zudem sei seitens der belangten Behérde eine mangelnde Verrechnung von Uber- und
Untererkldrungen erfolgt und habe die AMA Landschaftselemente im Rahmen der Flachenermittlung nicht
berucksichtigt.

Die Vorschreibung einer Rickzahlung bzw. die Verhangung von Sanktionen sei gegenstandlich gesetzwidrig. So habe
im Zuge der Antragstellung auf die Ergebnisse der friheren amtlichen Erhebungen vertraut werden darfen und sei der
belangten Behorde aufgrund der Nichtberlcksichtigung dieser friheren Ergebnisse auch ein Irrtum gemaf Art. 80 Abs.
3 der VO (EG) Nr. 1122/2009 anzulasten. Auch im Zusammenhang mit der Berechnung von Landschaftselementen und
aufgrund einer Anderung von Messsystemen bzw. der Messgenauigkeit ab dem Herbstantrag 2010 bzw. dem
Mehrfachantrag-Flachen 2011 wirden Irrtimer der belangten Behdrde vorliegen.Die Vorschreibung einer Rickzahlung
bzw. die Verhangung von Sanktionen sei gegenstandlich gesetzwidrig. So habe im Zuge der Antragstellung auf die
Ergebnisse der friheren amtlichen Erhebungen vertraut werden dirfen und sei der belangten Behérde aufgrund der
Nichtberucksichtigung dieser friiheren Ergebnisse auch ein Irrtum gemal Artikel 80, Absatz 3, der VO (EG) Nr. 1122 aus



2009, anzulasten. Auch im Zusammenhang mit der Berechnung von Landschaftselementen und aufgrund einer
Anderung von Messsystemen bzw. der Messgenauigkeit ab dem Herbstantrag 2010 bzw. dem Mehrfachantrag-Flachen
2011 warden Irrtimer der belangten Behorde vorliegen.

Im Jahr 2010 habe die AMA neue Flachenbeurteilungskriterien (NLN-Faktoren) eingefuhrt, mittels derer man die Nicht-
Futterflachen nun in 10%-Schritten ermittle. Die AMA wende diesen neuen MaRstab nunmehr jedoch auch auf frihere
Wirtschaftsjahre vor 2010 an und verhdnge Sanktionen. Bei der Antragstellung sei jedoch auf die Behdrdenpraxis
vertraut worden und kénne hinsichtlich einer ungenauen Erhebung der Nicht-Futterflachen - vor Einfihrung des NLN-
Faktors - kein Verschulden vorgeworfen werden.

Gemald Art. 73 Abs. 1 der VO (EG) Nr. 1122/2009 wirden Kirzungen und Ausschllsse auch keine Anwendung finden,
wenn der Betriebsinhaber belegen kénne, dass ihn keine Schuld an einer falschen Antragstellung treffe. An der
gegenstandlich Uberhdhten Antragstellung treffe den Beschwerdefiihrer jedoch gerade deswegen kein Verschulden,
weil die Antragstellung durch den Almbewirtschafter erfolgt sei.GemaR Artikel 73, Absatz eins, der VO (EG) Nr. 1122
aus 2009, wirden Kurzungen und Ausschlisse auch keine Anwendung finden, wenn der Betriebsinhaber belegen
kdnne, dass ihn keine Schuld an einer falschen Antragstellung treffe. An der gegenstandlich Gberhdhten Antragstellung
treffe den Beschwerdefihrer jedoch gerade deswegen kein Verschulden, weil die Antragstellung durch den
Almbewirtschafter erfolgt sei.

Gemal Art. 21 der VO (EG) Nr. 1122/2009 sei zudem ein offensichtlicher Irrtum anzuerkennenGemal Artikel 21, der
VO (EG) Nr. 1122 aus 2009, sei zudem ein offensichtlicher Irrtum anzuerkennen.

Obwohl gegenstandlich samtliche Zahlungsanspruche im beantragten Umfang ausbezahlt werden mussten, wirden im
angefochtenen Bescheid zudem Zahlungsansprtiche als verfallen bzw. nicht genutzt ausgesprochen werden.

Gemall Art. 73 Abs. 5 VO (EG) 796/2004 bzw. Art. 3 VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 sei hinsichtlich der
Rickzahlungsverpflichtung zudem bereits Verjahrung eingetreten.GemaR Artikel 73, Absatz 5, VO (EG) 796 aus 2004,
bzw. Artikel 3, VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 sei hinsichtlich der Rickzahlungsverpflichtung zudem bereits Verjahrung
eingetreten.

Die verhangte Sanktion stelle sich letztlich auch als gleichheitswidrig und unangemessen hoch dar.

Eine beigeschlossene Sachverhaltsdarstellung des Beschwerdefuhrers in dessen Funktion als Almobmann zur
Vorgangsweise der Almfutterflachenfeststellung auf der Alm mit der BStNr. xxx wurde zum Inhalt der Beschwerde
erhoben. In dieser fihrt der Beschwerdefuhrer im Wesentlichen aus, die Beantragung der Almfutterflache nach
bestem Wissen und Gewissen vorgenommen zu haben und ersucht zugleich um eine Befreiung von Sanktionen und

Ruckforderungen.

7. Mit Datum vom 12.03.2014 Ubermittelte der Beschwerdeflhrer der belangten Behorde eine "Erklarung der LK Tirol
gemal Beschluss der Task Force Almen fur Flachenabweichungen Uber 20%", in der ausgefuhrt wird, dass
Beantragung der Futterflachen der AIm mit der BStNr. xxx nach bestem Wissen und Gewissen durchgefihrt worden
und dem Beschwerdeflihrer und der Landwirtschaftskammer die Flachenabweichung nicht erkennbar gewesen sei.

Zudem findet sich im Akt eine "Erklarung des Auftreibers gemadRR8 8i MOG", in der ausgefihrt wird, dass der
Beschwerdefihrer betreffend die Alm mit der BStNr. xxx von der Zuverldssigkeit des Antragstellers ausgehen habe
kénnen und somit die zumutbare Sorgfalt gewahrt habe.Zudem findet sich im Akt eine "Erklarung des Auftreibers
gemal’ Paragraph 8 i, MOG", in der ausgefuhrt wird, dass der Beschwerdeflihrer betreffend die Alm mit der BStNr. xxx
von der Zuverlassigkeit des Antragstellers ausgehen habe kénnen und somit die zumutbare Sorgfalt gewahrt habe.

8. Die belangte Behorde legte dem Bundesverwaltungsgericht das eingebrachte Rechtsmittel samt dem dazugehdrigen
Verwaltungsakt mit 13.01.2016 vor.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrdmisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Die Ehegemeinschaft xxx stellte fur das Antragsjahr 2011 einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragte die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie.


https://www.jusline.at/gesetz/mog/paragraf/8i

Sie verfugte im Antragsjahr 2011 Uber eine im Rahmen der Beihilfenberechnung zu bertcksichtigende Heimflache im
Ausmalf’ von 3,23 ha.

Die Ehegemeinschaft war im Antragsjahr 2011 Auftreiberin auf die Almen mit den Betriebsstattennummern xxx, xxx
und xxx, fur die von der zustandigen Almbewirtschafterin (xxx und xxx) bzw. von Herrn xxx (xxx; als Almobmann einer

als Alimbewirtschafterin fungierenden Agrargemeinschaft) ebenfalls Mehrfachantrage-Flachen 2011 gestellt wurden.

Die Alm mit der BStNr. xxx verfugte im Antragsjahr 2011 Uber eine Almfutterflache im Ausmal} von 28,05 ha. Der
Ehegemeinschaft war - unter Berlcksichtigung der von ihr 2011 aufgetriebenen RGVE - ein anteiliges
AlmfutterflachenausmalR von 1,93 ha zuzusprechen.

Die Ehegemeinschaft beantragte im Zuge der Antragstellung auf Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie 2011
eine beihilfefahige Flache im Ausmal von 9,07 ha (Heimflache: 3,46 ha; anteilige AlImflache: 5,61 ha) und verfigte im
Antragsjahr 2011 Uber 11,74 flachenbezogene Zahlungsanspruche.

2. Beweiswurdigung:
Der Mehrfachantrag-Flachen 2011 liegt dem Verwaltungsakt bei.

Das Ausmald der im Rahmen der Beihilfenberechnung zu bertcksichtigenden Flache des Heimbetriebes beruht im
Wesentlichen auf den getatigten Angaben im Mehrfachantrag-Flachen 2011. So wurde darin ein Flachenausmaf3 von
3,46 ha (vgl. Beilage "Flachennutzung" zum Mehrfachantrag-Flachen 2011) beantragt. Davon wurde von der belangten
Behorde - unter der Vorgabe, dass fur beihilfefahige Flache, die die MindestgrofRe von 0,10 ha nicht erfullt, keine
Zahlung gewahrt werden kann - eine Flache von 3,23 ha als berilcksichtigungsfahig erachtet. Dieses ermittelte
FlachenausmaR des Heimbetriebes wurde bereits dem Bescheid vom 30.12.2011 zu Grunde gelegt und weder im
Rahmen eines Rechtsmittels gegen diesen Bescheid noch im Rahmen der gegenstandlichen Beschwerde beanstandet.
Auch sonst ergeben sich keine Anzeichen aus dem Akt, wonach den diesbezlglichen Feststellungen der belangten
Behorde nicht zu folgen ware.Das Ausmal3 der im Rahmen der Beihilfenberechnung zu berucksichtigenden Flache des
Heimbetriebes beruht im Wesentlichen auf den getdtigten Angaben im Mehrfachantrag-Flachen 2011. So wurde darin
ein Flachenausmall von 3,46 ha vergleiche Beilage "Flachennutzung" zum Mehrfachantrag-Flachen 2011) beantragt.
Davon wurde von der belangten Behdrde - unter der Vorgabe, dass fur beihilfefahige Flache, die die MindestgréRRe von
0,10 ha nicht erfillt, keine Zahlung gewahrt werden kann - eine Flache von 3,23 ha als berucksichtigungsfahig erachtet.
Dieses ermittelte Flachenausmal? des Heimbetriebes wurde bereits dem Bescheid vom 30.12.2011 zu Grunde gelegt
und weder im Rahmen eines Rechtsmittels gegen diesen Bescheid noch im Rahmen der gegenstandlichen Beschwerde
beanstandet. Auch sonst ergeben sich keine Anzeichen aus dem Akt, wonach den diesbeziglichen Feststellungen der
belangten Behorde nicht zu folgen ware.

Das Flachenausmal der Alm mit der BStNr. xxx beruht auf einer am 26.09.2012 durch Kontrollorgane der belangten
Behorde durchgefuhrten Vor-Ort-Kontrolle (vgl. Kontrollbericht). Die Ergebnisse dieser Vor-Ort-Kontrolle fur das
Antragsjahr 2011 stellen sich fur das Bundesverwaltungsgericht zum einen als nachvollziehbar dar - wobei dem
Bundesverwaltungsgericht insbesondere die seitens der AMA vorgenommene Einteilung der Almflache in Schlage auf
Basis des darauf befindlichen Bestandes und der fiir die einzelnen Schlige herangezogene Uberschirmungsgrad bzw.
NLN-Faktor als plausibel und den tatsachlichen Gegebenheiten entsprechend erscheinen. Zum anderen werden die
Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle im Rahmen der Beschwerdeausfihrungen auch nicht substantiiert bestritten.
Insbesondere gilt es in diesem Zusammenhang auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichthofes hinzuweisen,
wonach in Fallen, in denen ein Beschwerdefiihrer keine konkreten ndheren Angaben im Rahmen seiner
Beanstandungen gegen die Ergebnisse einer Vor-Ort-Kontrolle tatigt, die Behdrde nicht gehalten ist, das Ergebnis der
fachlich kompetenten Uberpriifung vor Ort in Zweifel zu ziehen und insbesondere auch nicht gehalten ist, auf Grund
bloRRer Vermutungen ohne weitere konkrete Anhaltspunkte, in welcher Hinsicht die Beurteilung im Rahmen der Vor-
Ort-Kontrolle unzutreffend ware, eine neuerliche Uberpriifung durchzufiihren (vgl. VWGH 15.09.2011, 2011/17/0123;
09.09.2013,2011/17/0216; 07.10.2013,2013/17/0541). Die Ausfihrungen des Beschwerdeflhrers betreffend die auf
der verfahrensgegenstandlichen Alm durchgefihrten Vor-Ort-Kontrolle, sind im Sinne der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofs jedenfalls nicht ausreichend, um im vorliegenden Fall die Ergebnisse dieser Kontrollen in
Zweifel zu ziehen. So fuhrt der Beschwerdeflihrer nicht ansatzweise aus, inwiefern die Beurteilung der AMA nicht den
tatsachlichen Gegebenheiten entspricht. Er beschrankt sich in seinen Ausfihrungen im Wesentlichen darauf, die
Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle als falsch zu bezeichnen (zu den Vorbringen, dass seitens der AMA
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Landschaftselemente nicht beriicksichtigt worden seien und eine mangelnde Verrechnung von Uber- und
Untererkldrungen stattgefunden habe vgl. unten 3.3.3. und 3.3.4.). Auch der beigelegten Sachverhaltsdarstellung des
Beschwerdefiihrers zur Vorgangsweise der Futterflachenfeststellung auf der Alm mit der BStNr. xxx seit dem Jahr 2000
kdénnen keine Angaben entnommen werden, die sich substantiiert gegen die Richtigkeit der Ergebnisse der Vor-Ort-
Kontrolle wenden.Das Flachenausmal3 der Alm mit der BStNr. xxx beruht auf einer am 26.09.2012 durch
Kontrollorgane der belangten Behdrde durchgefihrten Vor-Ort-Kontrolle vergleiche Kontrollbericht). Die Ergebnisse
dieser Vor-Ort-Kontrolle fur das Antragsjahr 2011 stellen sich fur das Bundesverwaltungsgericht zum einen als
nachvollziehbar dar - wobei dem Bundesverwaltungsgericht insbesondere die seitens der AMA vorgenommene
Einteilung der Almflache in Schldge auf Basis des darauf befindlichen Bestandes und der fir die einzelnen Schlage
herangezogene Uberschirmungsgrad bzw. NLN-Faktor als plausibel und den tatsichlichen Gegebenheiten
entsprechend erscheinen. Zum anderen werden die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle im Rahmen der
Beschwerdeausfiihrungen auch nicht substantiiert bestritten. Insbesondere gilt es in diesem Zusammenhang auf die
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichthofes hinzuweisen, wonach in Fallen, in denen ein Beschwerdefihrer keine
konkreten naheren Angaben im Rahmen seiner Beanstandungen gegen die Ergebnisse einer Vor-Ort-Kontrolle tatigt,
die Behérde nicht gehalten ist, das Ergebnis der fachlich kompetenten Uberpriifung vor Ort in Zweifel zu ziehen und
insbesondere auch nicht gehalten ist, auf Grund bloBer Vermutungen ohne weitere konkrete Anhaltspunkte, in
welcher Hinsicht die Beurteilung im Rahmen der Vor-Ort-Kontrolle unzutreffend wére, eine neuerliche Uberpriifung
durchzufuhren vergleiche VWGH 15.09.2011, 2011/17/0123; 09.09.2013,2011/17/0216; 07.10.2013,2013/17/0541). Die
Ausfiihrungen des Beschwerdefiihrers betreffend die auf der verfahrensgegenstandlichen Alm durchgefihrten Vor-
Ort-Kontrolle, sind im Sinne der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs jedenfalls nicht ausreichend, um im
vorliegenden Fall die Ergebnisse dieser Kontrollen in Zweifel zu ziehen. So fuhrt der Beschwerdefiihrer nicht
ansatzweise aus, inwiefern die Beurteilung der AMA nicht den tatsachlichen Gegebenheiten entspricht. Er beschrankt
sich in seinen Ausfihrungen im Wesentlichen darauf, die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle als falsch zu bezeichnen (zu
den Vorbringen, dass seitens der AMA Landschaftselemente nicht bertcksichtigt worden seien und eine mangeinde
Verrechnung von Uber- und Untererkldrungen stattgefunden habe vergleiche unten 3.3.3. und 3.3.4.). Auch der
beigelegten Sachverhaltsdarstellung des Beschwerdefiihrers zur Vorgangsweise der Futterflachenfeststellung auf der
Alm mit der BStNr. xxx seit dem Jahr 2000 kénnen keine Angaben entnommen werden, die sich substantiiert gegen die
Richtigkeit der Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrolle wenden.

Mit seinen weiteren Beschwerdeausfiihrungen beteuert der Beschwerdeflhrer im Wesentlichen lediglich, dass ihm
kein Verschulden an der Uberbeantragung anzulasten sei, womit er ein Absehen von der Verhdngung von Sanktionen
begehrt.

Dass der Beschwerdeflhrer im Antragsjahr 2011 Almobmann einer als Bewirtschafterin fir die Alm mit der BStNr. xxx
fungierenden Agrargemeinschaft gewesen ist, ist den im Akt einliegenden Unterlagen zu entnehmen (vgl. u.a.
Mehrfachantrag-Flachen 2011 die verfahrensgegenstandliche Alm betreffend; Beilage zur Beschwerde
[Sachverhaltsdarstellung]).Dass der Beschwerdefiihrer im Antragsjahr 2011 Almobmann einer als Bewirtschafterin fur
die AlIm mit der BStNr. xxx fungierenden Agrargemeinschaft gewesen ist, ist den im Akt einliegenden Unterlagen zu
entnehmen vergleiche u.a. Mehrfachantrag-Flachen 2011 die verfahrensgegenstandliche AlIm betreffend; Beilage zur
Beschwerde [Sachverhaltsdarstellung]).

Der Beschwerdefiihrer beanstandet die der Beihilfenberechnung zu Grunde gelegte Anzahl an von der
Ehegemeinschaft im Antragsjahr 2011 auf die verfahrensgegenstandlichen Almen aufgetriebenen RGVE, die die
Grundlage fur das AusmaR der ihr zustehenden anteiligen Almfutterflache bildet, nicht.

Dass die Ehegemeinschaft im Antragsjahr 2011 ein beihilfefahiges Flachenausmal’ von 9,07 ha (Heimflache: 3,46 ha;
anteilige Almflache:

5,61 ha) beantragt und Uber 11,74 flachenbezogene Zahlungsanspriche verfugt hat, geht aus den Mehrfachantragen-
Flachen 2011 bzw. dem angefochtenen Bescheid hervor und wurde vom Beschwerdefihrer nicht bestritten. Folglich
kdénnen diese Kennzahlen dem vorliegenden Erkenntnis zu Grunde gelegt werde.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und Allgemeines:

Gemald Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer
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Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. GemalRGemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die
Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit.
Gemal

Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdérden besorgt werden.Artikel 131,
Absatz 2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in Angelegenheiten der
Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdérden besorgt werden.

GemalR8 6 MOG 2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.GemaR Paragraph 6, MOG
2007 ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit
sich nicht der Bundesminister fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung
des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der

Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemal? 8 1 AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten von der AMA unmittelbar als Bundesbehdrde besorgt werden, soweit
diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA
Ubertragen werden.Gemal3 Paragraph eins, AMA-Gesetz kdnnen Angelegenheiten von der AMA unmittelbar als
Bundesbehorde besorgt werden, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von
Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden.

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller Bestimmung besteht
Einzelrichterzustandigkeit.Gemal’ Paragraph 6, BYwGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter,
sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Mangels spezieller
Bestimmung besteht Einzelrichterzustandigkeit.

Gemall 8 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maf3geblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal3 Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden
gemal Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der mal3gebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des maR3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemal § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30. 3. 2010, 389, entgegenstehen.Gemal Paragraph 24, Absatz 4, VwWGVG kann von der
Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union
(GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30. 3. 2010, 389, entgegenstehen.

Zu A)
3.2. Rechtsgrundlagen:

Art. 19 Abs. 1 sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen
Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten StUtzungsregelungen flr
Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG)
Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG)
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73/2009), lauten auszugsweise:Artikel 19, Absatz eins, sowie 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des
Rates vom 19.01.2009 mit gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und
mit bestimmten Stiitzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen
(EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr.
1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16, (VO (EG) 73 aus 2009,), lauten auszugsweise:

"Artikel 19 Beihilfeantrage

(1) Jeder Betriebsinhaber muss fur die Direktzahlungen jedes Jahr einen Antrag einreichen, der gegebenenfalls
folgende Angaben enthalt:

a) alle landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs und im Fall der Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 die Anzahl und
den Standort der Olbaume auf der Parzelle,

b) die fur die Aktivierung gemeldeten Zahlungsanspruche,

c) alle sonstigen Angaben, die in dieser Verordnung oder von dem betreffenden Mitgliedstaat vorgesehen sind."
"Artikel 33 Zahlungsanspruche

(1) Betriebsinhaber kénnen die Betriebspramienregelung in Anspruch nehmen, wenn sie

a) Zahlungsanspriche besitzen, die sie gemall der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 erhalten habena)
Zahlungsansprtiche besitzen, die sie gemal3 der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, erhalten haben;

b) Zahlungsansprtiche im Rahmen der vorliegenden Verordnung [...],
erhalten haben. [...]1."
"Artikel 34 Aktivierung von Zahlungsansprtichen je beihilfefahige Hektarflache

(1) Eine Stutzung im Rahmen der Betriebspramienregelung wird den Betriebsinhabern bei Aktivierung eines
Zahlungsanspruchs je beihilfefahige Hektarflache gewahrt. Bei aktivierten Zahlungsanspruichen besteht Anspruch auf

die Zahlung der darin festgesetzten Betrage.
(2) Im Sinne dieses Titels bezeichnet der Ausdruck "beihilfefahige Hektarflache"

a) jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb (KN-Code ex060290
41), die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache auch fir nichtlandwirtschaftliche

Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird,

[.1."
"Artikel 35 Meldung der beihilfefahigen Hektarflachen

(1) Der Betriebsinhaber meldet die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache fur jeden Zahlungsanspruch
entsprechen. Aufller im Falle hoherer Gewalt oder auBergewohnlicher Umstdande missen diese Parzellen dem
Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfligung stehen, der jedoch nicht nach

dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

(2) Die Mitgliedstaaten kdonnen unter ordnungsgemald begriindeten Umstanden den Betriebsinhaber ermachtigen,
seine Anmeldung zu andern, sofern er die seinen Zahlungsansprichen und den Bedingungen fur die Gewahrung der

einheitlichen Betriebspramie fur die betreffende Flache entsprechende Hektarzahl einhalt."
"Artikel 37 Mehrfachantrage

Fur die beihilfefahige Hektarflache, fir die ein Antrag auf Zahlung der einheitlichen Betriebspramie gestellt wurde,
kann ein Antrag auf alle anderen Direktzahlungen sowie alle anderen nicht unter diese Verordnung fallenden Beihilfen

gestellt werden, sofern in der vorliegenden Verordnung nichts anderes vorgesehen ist."

Art. 2 Z 23,12 Abs. 1, 21, 57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 der Kommission vom 30.11.2009 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen flur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaR der genannten Verordnung mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger



Verpflichtungen im Rahmen der Stltzungsregelung fur den Weinsektor lauten:Artikel 2, Ziffer 23, 12, Absatz eins, 21,
57, 58, 73 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, der Kommission vom 30.11.2009 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemaR der genannten Verordnung mit
Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fur den Weinsektor lauten:

"Artikel 2

[..]

23. "ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen
genugt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsansprichen als ermittelte Flache zu betrachten;"

"Artikel 12 Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefahigkeit erforderlichen Informationen enthalten,
insbesondere

a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;
b) die betreffende(n) Beihilferegelung(en);

c) die Identifizierung der Zahlungsanspruche entsprechend dem lIdentifizierungs- und Registrierungssystem gemaf}
Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;

d) die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedrickt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die
Parzelle bewassert wird;

e) eine Erklarung des Betriebsinhabers, dass er von den Voraussetzungen fir die Gewdhrung der betreffenden
Beihilfen Kenntnis genommen hat."

"Artikel 21 Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 20 kann ein Beihilfeantrag nachseiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn
die zustandige Behdrde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”

"Artikel 57 Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

(1) Liegt im Fall von Beihilfeantrdgen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die ermittelte Flache
einer Kulturgruppe uber der im Beihilfeantrag angemeldeten Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags
die angemeldete Flache berucksichtigt.

(2) Bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung gilt Folgendes:

e Strichaufzahlung
ergibt sich eine Abweichung zwischen den angemeldeten Zahlungsanspruchen und der angemeldeten Flache, so
wird fur die Berechnung der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt;

e Strichaufzahlung
liegt die Anzahl der angemeldeten Zahlungsanspriche Uber der Anzahl der dem Betriebsinhaber zur Verfiigung
stehenden Zahlungsanspruche, so werden die angemeldeten Zahlungsanspriche auf die Anzahl der dem
Betriebsinhaber zur Verfligung stehenden Zahlungsanspriche gesenkt.

(3) Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...], die im Sammelantrag
angemeldete Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaRd
den Artikeln 58 und 60 der vorliegenden Verordnung vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der
Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet.



[...] wird jedoch im Falle, dass die Differenz zwischen der ermittelten Gesamtflaiche und der [...] angemeldeten
Gesamtflache 0,1 ha oder weniger betragt, die ermittelte Flache mit der angemeldeten Flache gleichgesetzt. Fir diese
Berechnung werden nur Ubererklarungen auf Kulturgruppenebene beriicksichtigt.

Unterabsatz 2 gilt nicht, wenn diese Differenz mehr als 20 % der fur Zahlungen angemeldeten Gesamtflache betragt."
"Artikel 58 Kiirzungen und Ausschllsse in Fallen von zuviel angemeldeten Flachen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache flr die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen, [...],
Uber der gemalR Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der
ermittelten Flache, gekirzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz tber 3 % oder
2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene
Beihilfe gewahrt.

Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Hohe des Betrags, der
der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemal Artikel 57 der vorliegenden Verordnung ermittelten
Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieBen. Dieser Betrag wird gemal3 Artikel 5b der Verordnung
(EG) Nr. 885/2006 der Kommission (20) verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei Kalenderjahre, die auf das
Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstandig gemall dem genannten Artikel verrechnet werden, so wird der
Restbetrag annulliert."Belauft sich die Differenz auf mehr als 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur
Hohe des Betrags, der der Differenz zwischen der angemeldeten Flache und der gemal3 Artikel 57 der vorliegenden
Verordnung ermittelten Flache entspricht, von der Beihilfegewahrung auszuschlieRen. Dieser Betrag wird gemaR
Artikel 5b der Verordnung (EG) Nr. 885 aus 2006, der Kommission (20) verrechnet. Kann der Betrag im Verlauf der drei
Kalenderjahre, die auf das Kalenderjahr der Feststellung folgen, nicht vollstandig gemaRR dem genannten Artikel

verrechnet werden, so wird der Restbetrag annulliert."
"Artikel 73 Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

(1) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der
Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld
trifft.(1) Die in den Kapiteln rémisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und Ausschlusse finden keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft.

(2) Die in den Kapiteln | und Il vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung auf die
betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die zustandige Behdrde schriftlich dartber
informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft geworden ist, es sei denn, der
Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm eine Vor-Ort-Kontrolle
durchzufuhren, oder die zustandige Behdrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber UnregelmaRigkeiten in Bezug auf
den Beihilfeantrag unterrichtet.(2) Die in den Kapiteln romisch eins und rémisch zwei vorgesehenen Kurzungen und
Ausschlisse finden keine Anwendung auf die betreffenden Teile des Beihilfeantrags, wenn der Betriebsinhaber die
zustandige Behdrde schriftlich dartber informiert, dass der Beihilfeantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft
geworden ist, es sei denn, der Betriebsinhaber hat von der Absicht der zustandigen Behdrde Kenntnis erlangt, bei ihm
eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufihren, oder die zustdndige Behodrde hat den Betriebsinhaber bereits Uber
UnregelmaRigkeiten in Bezug auf den Beihilfeantrag unterrichtet.

Die nach Unterabsatz 1 erfolgte Mitteilung des Betriebsinhabers fihrt zu einer Anpassung des Beihilfeantrags an die
tatsachliche Situation."

"Artikel 80 Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

(1) Bei zu Unrecht gezahlten Betrdgen ist der Betriebsinhaber zur Riickzahlung dieser Betrage zuzlglich der gemald
Absatz 2 berechneten Zinsen verpflichtet. [...]

(3) Die Verpflichtung zur Ruckzahlung gemal Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behorde oder einer anderen Behdrde zurtickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte.



Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fur die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist."

Art. 15 der Verordnung (EG) Nr. 1120/2009 der Kommission vom 29. Oktober 2009 mit Durchfihrungsbestimmungen
zur Betriebspramienregelung gemal Titel Ill der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates mit gemeinsamen Regeln fur
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten StUtzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe lautet auszugsweise:Artikel 15, der Verordnung (EG) Nr. 1120 aus 2009, der Kommission
vom 29. Oktober 2009 mit Durchflihrungsbestimmungen zur Betriebspramienregelung gemal Titel romisch drei der
Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, des Rates mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im Rahmen der
gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stutzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe lautet

auszugsweise:
"Artikel 15 Nicht genutzte Zahlungsanspriche

(1) AuBer in Fallen héherer Gewalt oder bei aulRergewdhnlichen Umstanden fliel3en nicht genutzte Zahlungsanspruche
am Tag nach Ablauf der Frist fir die Anderung des Antrags auf Teilnahme an der Betriebspramienregelung in dem
Kalenderjahr an die nationale Reserve zurlck, in dem der Zeitraum gemaR Artikel 28 Absatz 3 und Artikel 42 der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 endet.(1) AuBRer in Fallen héherer Gewalt oder bei auBergewothnlichen Umstanden
flieBen nicht genutzte Zahlungsanspriiche am Tag nach Ablauf der Frist fiir die Anderung des Antrags auf Teilnahme an
der Betriebspramienregelung in dem Kalenderjahr an die nationale Reserve zurtick, in dem der Zeitraum gemal3 Artikel
28 Absatz 3 und Artikel 42 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, endet.

Ein Zahlungsanspruch gilt als nicht genutzt, wenn wahrend des Zeitraums gemal’ Unterabsatz 1 fur den betreffenden
Zahlungsanspruch keine Zahlung gewahrt wurde. Zahlungsanspruche, fur die ein Antrag gestellt wird und die sich auf
eine ermittelte Flache im Sinne von

Artikel 2 Nummer 23 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 beziehen, gelten als genutzt. [...JArtikel 2 Nummer 23 der
Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, beziehen, gelten als genutzt. [...]"

Art. 3 der VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18.12.1995 Uber den Schutz der finanziellen Interessen der
Europaischen Gemeinschaften lautet:Artikel 3, der VO (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18.12.1995 uber den
Schutz der finanziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften lautet:

"Artikel 3

(1) Die Verjahrungsfrist fur die Verfolgung betragt vier Jahre ab Begehung der UnregelmaRigkeit nach Artikel 1 Absatz
1. Jedoch kann in den sektorbezogenen Regelungen eine kirzere Frist vorgesehen werden, die nicht weniger als drei
Jahre betragen darf.

Bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten beginnt die Verjahrungsfrist an dem Tag, an dem die
Unregelmaligkeit beendet wird. Bei den mehrjahrigen Programmen lauft die Verjahrungsfrist auf jeden Fall bis zum
endgultigen Abschlul3 des Programmes.

Die Verfolgungsverjahrung wird durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behorde unterbrochen. Nach jeder eine Unterbrechung bewirkenden Handlung
beginnt die Verjahrungsfrist von neuem.

Die Verjahrung tritt jedoch spatestens zu dem Zeitpunkt ein, zu dem eine Frist, die doppelt so lang ist wie die
Verjahrungsfrist, ablauft, ohne daR die zustandige Behdrde eine Sanktion verhangt hat; ausgenommen sind die Félle,
in denen das Verwaltungsverfahren gemal? Artikel 6 Absatz 1 ausgesetzt worden ist."

§ 90 Abs. 1 und 2 ABGB, Nr. 946/1811 in der FassungBGBI. | 75/2009, normieren:Paragraph 90, Absatz eins und 2
ABGB, Nr. 946 aus 1811, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 75 aus 2009,, normieren:

"8 90. (1) Die Ehegatten sind einander zur umfassenden ehelichen Lebensgemeinschaft, besonders zum gemeinsamen
Wohnen, sowie zur Treue, zur anstandigen Begegnung und zum Beistand verpflichtet.

(2) Im Erwerb des anderen hat ein Ehegatte mitzuwirken, soweit ihm dies zumutbar, es nach den Lebensverhaltnissen
der Ehegatten Ublich und nicht anderes vereinbart ist."


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2009/75

8 531 ABGB sieht vor:Paragraph 531, ABGB sieht vor:

"8 531. Der Inbegriff der Rechte und Verbindlichkeiten eines Verstorbenen, insofern sie nicht in bloB persénlichen
Verhaltnissen gegriindet sind, heil3t desselben Verlassenschaft oder Nachlass."

Die VO (EU) 2016/1393, mit der die Sanktionsbestimmungen des INVEKOS fur eine Reihe flachenbezogener
Beihilferegelungen gemildert wurden (vgl. Art. 19a VO [EU] 640/2014]), gilt fur Beihilfe-, Stutzungs- und
Zahlungsantrage, die sich auf die Antragsjahre oder Pramienzeitrdume beziehen, die ab dem 01.01.2016 beginnen und
kommt fur den gegenstandlichen Sachverhalt folglich nicht zur Anwendung. Auch das Gunstigkeitsprinzip des Art. 2
Abs. 2 VO (EG, Euratom) 2988/95 kann nicht herangezogen werden. Bei spéaterer Anderung der in einer
Gemeinschaftsregelung enthaltenen Bestimmungen Uber verwaltungsrechtliche Sanktionen gelten die im Sinne des
GUnstigkeitsprinzips weniger strengen Bestimmungen namlich dann nicht rickwirkend, wenn die Neu-Regelung in
einen anderen Regelungszusammenhang eingebettet ist (vgl. EUGH vom 11.03.2008, Rs. Jager, C-420/06, Rz. 73). Ein
neuer Regelungszusammenhang ergibt sich klar aus dem fortgeschrittenen Entwicklungsstand des integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystems (7. Erwagungsgrund der VO [EU] 2016/1393) und der Wirksamkeit administrativer
Gegenkontrollen mit Hilfe des Systems zur Identifizierung landwirtschaftlicher Parzellen (8. Erwagungsgrund der VO
[EU] 2016/1393). Insbesondere wird nunmehr vom reinen Sanktionssystem abgegangen und soll unter jeweiliger
Betrachtung auch des Folgejahres ein neues Anreizsystem begrindet werden, damit korrekte Meldungen erstattet
werden (8. Erwagungsgrund der VO [EU] 2016/1393).Die VO (EU) 2016/1393, mit der die Sanktionsbestimmungen des
INVEKOS fur eine Reihe flachenbezogener Beihilferegelungen gemildert wurden vergleiche Artikel 19 a, VO [EU]
640/2014]), gilt fur Beihilfe-, Stitzungs- und Zahlungsantrage, die sich auf die Antragsjahre oder Pramienzeitraume
beziehen, die ab dem 01.01.2016 beginnen und kommt fur den gegenstandlichen Sachverhalt folglich nicht zur
Anwendung. Auch das Gunstigkeitsprinzip des Artikel 2, Absatz 2, VO (EG, Euratom) 2988/95 kann nicht herangezogen
werden. Bei spaterer Anderung der in einer Gemeinschaftsregelung enthaltenen Bestimmungen (ber
verwaltungsrechtliche Sanktionen gelten die im Sinne des Gunstigkeitsprinzips weniger strengen Bestimmungen
namlich dann nicht rickwirkend, wenn die Neu-Regelung in einen anderen Regelungszusammenhang eingebettet ist
vergleiche EuGH vom 11.03.2008, Rs. Jager, C-420/06, Rz. 73). Ein neuer Regelungszusammenhang ergibt sich klar aus
dem fortgeschrittenen Entwicklungsstand des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (7. Erwagungsgrund der
VO [EU] 2016/1393) und der Wirksamkeit administrativer Gegenkontrollen mit Hilfe des Systems zur Identifizierung
landwirtschaftlicher Parzellen (8. Erwdgungsgrund der VO [EU] 2016/1393). Insbesondere wird nunmehr vom reinen
Sanktionssystem abgegangen und soll unter jeweiliger Betrachtung auch des Folgejahres ein neues Anreizsystem
begrindet werden, damit korrekte Meldungen erstattet werden (8. Erwagungsgrund der VO [EU] 2016/1393).

3.3. Daraus folgt fur die eingebrachte Beschwerde:

3.3.1. Eingangs gilt es festzuhalten, dass der dem Verfahren zu Grunde liegende Antrag von der Ehegemeinschaft xxx
gestellt wurde. Der gegenstandliche Beschwerdeflihrer ware somit bereits dem Grunde nach berechtigt gewesen, als
Vertreter der Personengemeinschaft, ein Rechtsmittel zu erheben. Aufgrund des Todesfalles von Frau xxx gilt dartber
hinaus jedoch noch Folgendes auszufiihren:

Die Bewirtschaftung des Betriebes in Form einer Personengemeinschaft erfolgte im Antragsjahr 2011 auf der
Grundlage, dass die genannten Eheleute den Betrieb gemeinsam bewirtschafteten, wobei sich das Betriebsvermdgen
nicht im Eigentum von Frau xxx befand.

Aus § 531 ABGB ergibt sich, dass dem Nachlass eines Verstorbenen dessen Rechte und Verbindlichkeiten nur dann
zuzuordnen sind, "insofern sie nicht in blof3 persdnlichen Verhaltnissen begrindet sind".Aus Paragraph 531, ABGB
ergibt sich, dass dem Nachlass eines Verstorbenen dessen Rechte und Verbindlichkeiten nur dann zuzuordnen sind,
"insofern sie nicht in bloB persdnlichen Verhaltnissen begriindet sind".

Eine Personengemeinschaft im Sinne der marktordnungsrechtlichen Vorschriften ("Vereinigung natdrlicher oder
juristischer Personen" iSd. Art. 2 Verordnung 73/2009) muss nicht notwendigerweise darauf beruhen, dass alle
Beteiligten Vermogensgegenstande in den Betrieb eingebracht haben. Es ist nicht ausgeschlossen, dass ein/e
beteiligte/r am Betrieb in rechtlicher Hinsicht in einer bloR in seinen/ihren "persdnlichen Verhaltnissen begriindet[en]"
Weise beteiligt ist. Eine Personengemeinschaft hat daher auch nicht notwendigerweise zur Folge, dass im Todesfall
eines der Beteiligten dessen Anteil zu seinem Nachlassvermdgen zu rechnen ist, zumal der Nachlass einer Person nur
dessen Vermdgen, nicht aber Rechte und Verbindlichkeiten umfasst, die - im Sinne von § 531 ABGB - blof3 "in
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personlichen Verhaltnissen begriindet sind". Vielmehr kann die Teilnahme eines/einer an einer Personengemeinschaft
Beteiligten zivilrechtlich auch so ausgestaltet sein, dass er/sie persénliche Leistungen in die Gemeinschaft einbringt.
Dies kann sich beispielsweise aus den konkreten Bedingungen einer ausdricklichen oder stillschweigenden
Vereinbarung Uber eine zwischen den Beteiligten bestehende Gesellschaft nach burgerlichem Recht ergeben. Es kann
sich aber auch daraus ergeben, dass die Beteiligten ihren Betrieb schlicht im Rahmen ihrer Ehegemeinschaft
betreiben, wenn einer der Ehepartner an der Bewirtschaftung des Betriebes ausschlieBlich in der Form teilhat, dass
er/sie - seinen/ihren ehelichen Pflichten nach § 90 Abs. 2 ABGB entsprechend - "im ErwerbEine Personengemeinschaft
im Sinne der marktordnungsrechtlichen Vorschriften ("Vereinigung natirlicher oder juristischer Personen" iSd. Artikel
2, Verordnung 73 aus 2009,) muss nicht notwendigerweise darauf beruhen, dass alle Beteiligten
Vermogensgegenstande in den Betrieb eingebracht haben. Es ist nicht ausgeschlossen, dass ein/e beteiligte/r am
Betrieb in rechtlicher Hinsicht in einer bloR in seinen/ihren "persénlichen Verhaltnissen begriindet[en]" Weise beteiligt
ist. Eine Personengemeinschaft hat daher auch nicht notwendigerweise zur Folge, dass im Todesfall eines der
Beteiligten dessen Anteil zu seinem Nachlassvermoégen zu rechnen ist, zumal der Nachlass einer Person nur dessen
Vermdgen, nicht aber Rechte und Verbindlichkeiten umfasst, die - im Sinne von Paragraph 531, ABGB - bloR "in
persoénlichen Verhaltnissen begriindet sind". Vielmehr kann die Teilnahme eines/einer an einer Personengemeinschaft
Beteiligten zivilrechtlich auch so ausgestaltet sein, dass er/sie persénliche Leistungen in die Gemeinschaft einbringt.
Dies kann sich beispielsweise aus den konkreten Bedingungen einer ausdricklichen oder stillschweigenden
Vereinbarung Uber eine zwischen den Beteiligten bestehende Gesellschaft nach birgerlichem Recht ergeben. Es kann
sich aber auch daraus ergeben, dass die Beteiligten ihren Betrieb schlicht im Rahmen ihrer Ehegemeinschaft
betreiben, wenn einer der Ehepartner an der Bewirtschaftung des Betriebes ausschlieRlich in der Form teilhat, dass
er/sie - seinen/ihren ehelichen Pflichten nach Paragraph 90, Absatz 2, ABGB entsprechend - "im Erwerb

des anderen ... soweit ihm [/ihr] dies zumutbar, es nach den
Lebensverhaltnissen der Ehegatten Ublich und nicht anderes vereinbart ist[, mitwirkt]".

Im vorliegenden Beschwerdefall halt es das Gericht flr erwiesen, dass die Beteiligung der Verstorbenen am Betrieb der
Personengemeinschaft nur auf ihre Mitwirkung am ehelichen Erwerb im Sinne des &8 90 Abs. 2 ABGB zurilickzufihren
war. lhre Eigenschaft als Teilnehmerin der Personengemeinschaft war daher bloR in persénlichen Verhaltnissen
begriindet und ist daher nicht als zu ihrem Nachlass gehérend bzw. vererblich anzusehen, weswegen dieser Anteil
auch nicht Teil der Verlassenschaftsabhandlung und Einantwortung hatte werden kdnnen. lhre Stellung als Teil der
Personengemeinschaft ist mit ihrem Tod untergegangen und dem verbleibenden Teil der Ehegemeinschaft bzw.
Personengesellschaft zugewachsen (vgl. die entsprechenden Ausflihrungen fir nicht vererbliche Gesellschaftsrechte
bei Eccher, Burgerliches Recht, Band VI, Erbrecht [5. Aufl.] § 1 /25 ff). Dieser Zuwachs erfolgt von Gesetzes wegen und
ohne dass es dafiir eines gesonderten Ubertragungsschrittes (wie z.B. der Einantwortung) bedurft hatte.lm
vorliegenden Beschwerdefall halt es das Gericht fir erwiesen, dass die Beteiligung der Verstorbenen am Betrieb der
Personengemeinschaft nur auf ihre Mitwirkung am ehelichen Erwerb im Sinne des Paragraph 90, Absatz 2, ABGB
zurlckzufuhren war. lhre Eigenschaft als Teilnehmerin der Personengemeinschaft war daher bloR in persénlichen
Verhaéltnissen begrindet und ist daher nicht als zu ihrem Nachlass gehdrend bzw. vererblich anzusehen, weswegen
dieser Anteil auch nicht Teil der Verlassenschaftsabhandlung und Einantwortung hatte werden kdnnen. lhre Stellung
als Teil der Personengemeinschaft ist mit ihrem Tod untergegangen und dem verbleibenden Teil der Ehegemeinschaft
bzw. Personengesellschaft zugewachsen vergleiche die entsprechenden Ausfiihrungen fir nicht vererbliche
Gesellschaftsrechte bei Eccher, Burgerliches Recht, Band romisch sechs, Erbrecht [5. Aufl.] Paragraph eins, /25 ff).
Dieser Zuwachs erfolgt von Gesetzes wegen und ohne dass es daflir eines gesonderten Ubertragungsschrittes (wie z.B.
der Einantwortung) bedurft hatte.

Der Parteibegriff des AVG wird durch die Definition des Betriebsinhabers in Art. 2 Buchstabe a) der Verordnung (EG)
73/2009 modifiziert, weshalb eine Ehegemeinschaft oder eine Gesellschaft nach burgerlichem Recht im
Anwendungsbereich dieser Bestimmung als Partei anzusehen ist (vgl. auch VwGH 24.10.2001, 2001/17/0082;
28.11.2001, 2001/17/0111; 17.12.2001, 2001/17/0053). Vorliegendenfalls hat diese Gemeinschaft jedoch durch den Tod
von Frau xxx ihre rechtliche Existenz verloren. Anders als im Fall von Beteiligungen an einer Personengemeinschaft, die
nicht "in bloB personlichen Verhaltnissen begrindet sind" und somit Eingang in den Nachlass finden, trat durch den
Tod von Frau xxx nicht bloR ein Wechsel in der Person der an der Personengemeinschaft Beteiligten (von der
Verstorbenen auf den Nachlass nach Verstorbenen) ein, sondern endete durch den Tod von Frau xxx die Existenz der
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Personengemeinschaft, wobei ihr Anteil dem verbleibenden Beteiligten Herrn xxx zuwuchs (vgl. auch BVwG vom
05.10.2016, W114 2123349-1; ebenfalls die gegenstandliche Ehegemeinschaft betreffend).Der Parteibegriff des AVG
wird durch die Definition des Betriebsinhabers in Artikel 2, Buchstabe a) der Verordnung (EG) 73 aus 2009, modifiziert,
weshalb eine Ehegemeinschaft oder eine Gesellschaft nach burgerlichem Recht im Anwendungsbereich dieser
Bestimmung als Partei anzusehen ist vergleiche auch VwGH 24.10.2001, 2001/17/0082; 28.11.2001,2001/17/0111;
17.12.2001, 2001/17/0053). Vorliegendenfalls hat diese Gemeinschaft jedoch durch den Tod von Frau xxx ihre
rechtliche Existenz verloren. Anders als im Fall von Beteiligungen an einer Personengemeinschaft, die nicht "in bloR
persoénlichen Verhéaltnissen begrindet sind" und somit Eingang in den Nachlass finden, trat durch den Tod von Frau
xxx nicht bloB ein Wechsel in der Person der an der Personengemeinschaft Beteiligten (von der Verstorbenen auf den
Nachlass nach Verstorbenen) ein, sondern endete durch den Tod von Frau xxx die Existenz der Personengemeinschaft,
wobei ihr Anteil dem verbleibenden Beteiligten Herrn xxx zuwuchs vergleiche auch BVvwG vom 05.10.2016, W114
2123349-1; ebenfalls die gegenstandliche Ehegemeinschaft betreffend).

Dieser war im gegenstandlichen Fall somit jedenfalls zur Erhebung der gegenstandlichen Beschwerde berechtigt.

3.3.2. Nach den angefiihrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage
eines Antrages des Beihilfeempféngers. Da im vorliegenden Fall jedoch ein groReres Flachenausmafl (9,07 ha)
beantragt wurde, als letztlich der Beihilfenberechnung zu Grunde zu legen war (6,81 ha), war die belangte Behdrde
gemal Art. 80 Abs. 1 der VO (EG) 1122/2009 jedoch verpflichtet, die mit Bescheid vom 30.12.2011 zunachst (zu
Unrecht) bezahlten Betrage zuriickzufordern.3.3.2. Nach den angefiihrten Rechtsvorschriften erfolgt die Auszahlung
der Einheitlichen Betriebspramie auf Grundlage eines Antrages des Beihilfeempfangers. Da im vorliegenden Fall jedoch
ein grofReres Flachenausmal (9,07 ha) beantragt wurde, als letztlich der Beihilfenberechnung zu Grunde zu legen war
(6,81 ha), war die belangte Behdrde gemal Artikel 80, Absatz eins, der VO (EG) 1122 aus 2009, jedoch verpflichtet, die
mit Bescheid vom 30.12.2011 zunachst (zu Unrecht) bezahlten Betrage zurtickzufordern.

Auch nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs sind Verwaltungsbehorden berechtigt und verpflichtet,
die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und Bescheide, mit denen Einheitliche
Betriebspramien in einer bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzudndern
(vgl.  VwGH 09.09.2013,2011/17/0216).Auch nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs sind
Verwaltungsbehorden berechtigt und verpflichtet, die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und
Bescheide, mit denen Einheitliche Betriebspramien in einer bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht)
zuerkannt worden sind, abzudandern vergleiche VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216).

3.3.3. Wenn der Beschwerdefiihrer im Rahmen seiner Beanstandungen hinsichtlich des behdérdlich festgestellten
Flachenausmales die Nichtberucksichtigung von Landschaftselementen seitens der belangten Behdrde moniert, ist
festzuhalten, dass auf diese Vorbringen nicht naher einzugehen ist, da der Beschwerdefiihrer es in diesem
Zusammenhang unterlasst, darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die Berlcksichtigung dieser Gegebenheiten
hatte fuhren koénnen (vgl. VwGH 07.10.2013,2012/17/0165; 17.11.2014,2013/17/0111).3.3.3. Wenn der
Beschwerdefiihrer im Rahmen seiner Beanstandungen hinsichtlich des behordlich festgestellten FlachenausmaRes die
Nichtberucksichtigung von Landschaftselementen seitens der belangten Behdrde moniert, ist festzuhalten, dass auf
diese Vorbringen nicht naher einzugehen ist, da der Beschwerdeflhrer es in diesem Zusammenhang unterlasst,
darzulegen, zu welchem anderen Ergebnis die Berlcksichtigung dieser Gegebenheiten hatte fihren kénnen vergleiche
VwGH 07.10.2013, 2012/17/0165; 17.11.2014, 2013/17/0111).

3.3.4. Auch aus dem im Zusammenhang mit den Flachenbeanstandungen erstatteten Vorbringen, dass keine
Verrechnung von Uber- und Untererkldrungen stattgefunden habe, ist fiir den Beschwerdefiihrer nichts zu gewinnen.
So beruft sich dieser hierbei auf Erwagungsgrund 79 der VO (EG) 1122/2009. Dieser Erwagungsgrund hat jedoch keinen
Niederschlag in den normativen Bestimmungen dieser Verordnung gefunden und gilt damit lediglich als
Auslegungshilfe. Zu Anwendung kommt vielmehr der eindeutig formulierte Art. 57 Abs. 1 leg. cit.,, wonach nur die
angemeldete Flache berlcksichtigt werden darf. Darlber hinaus legt Art. 12 Abs. 1 VO (EG) 1122/2009 fest, dass der
Sammelantrag die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs zu
enthalten hat. Als ermittelt konnen gemal Art. 2 Z 23 VO (EG) 1122/2009 nur jene Flachen betrachtet werden, die
korrekt identifiziert wurden. Nur solche Flachen kdnnen als Berechnungsgrundlage iSd Art. 57 VO (EG) 1122/2009
herangezogen werden. Die ldentifizierung der landwirtschaftlichen Parzellen wird in Osterreich fiir den fraglichen
Zeitraum in der INVEKOS-GIS-V 2009 konkretisiert. Konkret hatte die Identifizierung seit dem Jahr 2010 verpflichtend
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durch Einzeichnen der Nutzungsgrenzen auf den fur den Betrieb zur Verfluigung gestellten Luftbildern im INVEKOS-GIS
zu erfolgen (Digitalisierung der Flachen). Eine Mdoglichkeit zur Verrechnung von nicht digitalisierten Flachen mit
fehlerhaft bewerteten Flachen ist den angeflhrten Rechtsgrundlagen nicht zu entnehmen.3.3.4. Auch aus dem im
Zusammenhang mit den Fldchenbeanstandungen erstatteten Vorbringen, dass keine Verrechnung von Uber- und
Untererkldrungen stattgefunden habe, ist fir den Beschwerdeflhrer nichts zu gewinnen. So beruft sich dieser hierbei
auf Erwagungsgrund 79 der VO (EG) 1122 aus 2009,. Dieser Erwdgungsgrund hat jedoch keinen Niederschlag in den
normativen Bestimmungen dieser Verordnung gefunden und gilt damit lediglich als Auslegungshilfe. Zu Anwendung
kommt vielmehr der eindeutig formulierte Artikel 57, Absatz eins, leg. cit., wonach nur die angemeldete Flache
bertcksichtigt werden darf. Daruber hinaus legt Artikel 12, Absatz eins, VO (EG) 1122 aus 2009, fest, dass der
Sammelantrag die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs zu
enthalten hat. Als ermittelt kdnnen gemald Artikel 2, Ziffer 23, VO (EG) 1122 aus 2009, nur jene Flachen betrachtet
werden, die korrekt identifiziert wurden. Nur solche Flachen kénnen als Berechnungsgrundlage iSd Artikel 57, VO (EG)
1122 aus 2009, herangezogen werden. Die Identifizierung der landwirtschaftlichen Parzellen wird in Osterreich fiir den
fraglichen Zeitraum in der INVEKOS-GIS-V 2009 konkretisiert. Konkret hatte die Identifizierung seit dem Jahr 2010
verpflichtend durch Einzeichnen der Nutzungsgrenzen auf den fir den Betrieb zur Verfigung gestellten Luftbildern im
INVEKOS-GIS zu erfolgen (Digitalisierung der Flachen). Eine Moglichkeit zur Verrechnung von nicht digitalisierten
Flachen mit fehlerhaft bewerteten Flachen ist den angefiihrten Rechtsgrundlagen nicht zu entnehmen.

Das seitens der AMA festgestellte (AlIm-)Flachenausmal? ist damit nicht zu beanstanden.

3.3.5. Wenn der Beschwerdefiihrer zudem auf frihere Flachenfeststellungen verweist, die im angefochtenen Bescheid
keine BerUcksichtigung finden wirden, kann er damit bereits dem Grunde nach auch keinen Irrtum der belangten
Behorde gemalR Art. 80 Abs. 3 VO (EG) 1122/2009 geltend machen. Der in der zitierten Bestimmung geregelte
Grundsatz des Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Ruckforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der
vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch aufgrund des klaren
Wortlautes der Bestimmung kein Behordenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphéare des
Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutgldubiger Erwerb der zu Unrecht
ausbezahlten Foérderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den
Vertrauensschutz abschlieBend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).3.3.5. Wenn der
Beschwerdefiihrer zudem auf frihere Flachenfeststellungen verweist, die im angefochtenen Bescheid keine
BerUcksichtigung finden wirden, kann er damit bereits dem Grunde nach auch keinen Irrtum der belangten Behorde
gemal Artikel 80, Absatz 3, VO (EG) 1122 aus 2009, geltend machen. Der in der zitierten Bestimmung geregelte
Grundsatz des Vertrauensschutzes sieht den Entfall der Ruckforderung vor, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der
vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Gegenstandlich liegt jedoch auch aufgrund des klaren
Wortlautes der Bestimmung kein Behordenirrtum vor, weil fehlerhafte Flachenangaben in die Sphére des
Antragstellers fallen (BVerwG Deutschland 20.12.2012, 3 B 20.12). Ein gutgldubiger Erwerb der zu Unrecht
ausbezahlten Forderungssumme kommt schon deswegen nicht in Betracht, da die hier skizzierte Bestimmung den
Vertrauensschutz abschlieRend regelt (BVerwG Deutschland 29.03.2005, 3 B 117.04).

Insbesondere trifft auch die Beschwerdebehauptung, es liege ein Irrtum der Behérde durch die Anderung des Mess-
Systems vor, weil es ab dem Mehrfach-Antrag-Flachen 2010 zu einer Umstellung des Mess-Systems von dem bis dahin
geltenden System (unter anderem mit 30 %-Schritten; "Almleitfaden 2000") zur verpflichtenden digitalen
Flachenermittlung (unter anderem mit 10 %-Schritten) gekommen sei, nicht zu. So kann den Ausfihrungen, die
relevante Futterfliche habe sich allein durch diese Anderung des Mess-Systems und ohne Verdnderungen des
Naturzustandes sowie Anderungen der Bewirtschaftungsverhiltnisse geandert, nicht gefolgt werden:

Nach den oben angeflhrten Rechtsvorschriften ist nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen
bestandene Flachen kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter
denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Fldchen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung
nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verflugung, der die Ermittlung der
Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung
des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche unter Biumen, eine Abschitzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise mit Pflanzen, die keine Grunfutterpflanzen sind, bewachsene Flachen oder Geréliflachen



und Gewasser, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur
die beihilfefahigen Flachen zu beantragen. Darauf wurde im Almleitfaden auch hingewiesen (vgl. Pkt. 4 des
Almleitfadens "Praktische Ermittlung der Almfutterflache").Nach den oben angeflihrten Rechtsvorschriften ist nur die
tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kdnnen nur insoweit beantragt
werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterfldche unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000
einen Leitfaden zur Verfugung, der die Ermittlung der Futterfliche auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In
diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche
unter Baumen, eine Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der nach Abzug der
Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise mit Pflanzen, die keine
Grunfutterpflanzen sind, bewachsene Flachen oder Gerdllflachen und Gewasser, wurde keine spezielle Vorgangsweise
vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefdhigen Flachen zu beantragen. Darauf
wurde im Almleitfaden auch hingewiesen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens "Praktische Ermittlung der
Almfutterflache").

Im Jahr 2010 stellte die AMA (ber die Bezirksbauernkammer fir die Berechnung des sogenannten LN-Faktors (= die
nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfligung, bei dem nach Abschatzung des
Uberschirmungsgrades die Abschatzung der Ubrigen unproduktiven Fliche in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dies
stellte die Zurverfligungstellung eines zusétzlichen Hilfsmittels fiir die Antragsteller dar, aber keine Anderung eines
Mess-Systems. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte naturgemald mit der verpflichtenden Digitalisierung im Jahr
2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern daraus dem Beschwerdeflhrer ein
Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen. Die Ergebnisse der Vor-Ort-
Kontrolle 2012 beruhen nicht (ausschlieBlich) auf einem verbesserten Luftbild, sondern insbesondere auf einer
Begutachtung der Alm vor Ort.

Auch der monierte Irrtum der Behorde bei der Berechnung von Landschaftselementen begegnet schon deswegen
keinen Bedenken, weil der Beschwerdeflhrer nicht ansatzweise darlegt, zu welchem anderen Ergebnis eine andere
Vorgangsweise gefuhrt hatte (vgl. dazu bereits Punkt 3.3.3.; sowie u.a. BvwG 20.07.2016, W113 2105693-1).Auch der
monierte Irrtum der Behdrde bei der Berechnung von Landschaftselementen begegnet schon deswegen keinen
Bedenken, weil der Beschwerdeflhrer nicht ansatzweise darlegt, zu welchem anderen Ergebnis eine andere
Vorgangsweise geflhrt hatte vergleiche dazu bereits Punkt 3.3.3.; sowie u.a. BvwG 20.07.2016, W113 2105693-1).

Ein Irrtum der Behorde ist im vorliegenden Fall somit jedenfalls nicht zu erkennen.

3.3.6. Da die Ehegemeinschaft fir das Antragsjahr 2011 ein beihilfefahiges Gesamtflaichenausmafld von 9,07 ha
beantragt hatte, letztlich jedoch ein beihilfefahiges Flachenausmall von 6,81 ha ermittelt wurde, liegt eine
Flachendifferenz von tber 20 % vor.

Im Falle des Vorliegens einer Flachenabweichung derartigen AusmaRes ordnet Art. 58 der VO (EG) 1122/2009 die
Verhdngung von Kurzungen und Ausschlisse (Flachensanktionen) an und bestimmt, dass in solchen Fallen letztlich
keine Beihilfe zu gewahren ist. Unter Bericksichtigung dieser Vorgaben wies die belangte Behdrde im angefochtenen
Bescheid den Antrag auf Gewahrung der EBP 2011 ab und forderte den zundchst gewahrten Beihilfebetrag in voller
Hohe zurtick (EUR 281,55).Im Falle des Vorliegens einer Flachenabweichung derartigen AusmaRes ordnet Artikel 58,
der VO (EG) 1122 aus 2009, die Verhangung von Kirzungen und Ausschliisse (Flachensanktionen) an und bestimmt,
dass in solchen Fallen letztlich keine Beihilfe zu gewahren ist. Unter BerUcksichtigung dieser Vorgaben wies die
belangte Behorde im angefochtenen Bescheid den Antrag auf Gewahrung der EBP 2011 ab und forderte den zunachst
gewahrten Beihilfebetrag in voller Hoéhe zurlck (EUR 281,55).

Gemal Art. 73 Abs. 1 der VO (EG) 1122/2009 finden Kirzungen und Ausschlisse (Flachensanktionen) jedoch keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft. Mit seinem Vorbringen ist es dem Beschwerdefuhrer jedoch nicht gelungen, mangelndes
Verschulden im Sinne der zitierten Bestimmung darzulegen.Gemal3 Artikel 73, Absatz eins, der VO (EG) 1122 aus 2009,
finden Klrzungen und Ausschlisse (Flachensanktionen) jedoch keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich



richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft. Mit seinem
Vorbringen ist es dem Beschwerdefihrer jedoch nicht gelungen, mangelndes Verschulden im Sinne der zitierten
Bestimmung darzulegen.

Zwar beteuert der Beschwerdefiihrer in seinem Beschwerdeschriftsatz, dass er das seitens der belangten Behorde
Futterflachenausmal? der AlIm mit der BStNr. xxx nach bestem Wissen und Gewissen und mit der gebotenen Sorgfalt
vorschriftsmaRig nach den ortlichen Verhaltnissen ermittelt habe. Er legt jedoch nicht ausreichend dar, aus welchen
konkreten Grinden ihm kein Verschulden an der Uberbeantragung anzulasten ist. Insbesondere ist davon
auszugehen, dass ihm als Alimbewirtschafter die Beschaffenheit der verfahrensgegenstandlichen Aimfutterflachen und
deren Ausmal durch regelmaRige Begehung und Kontrolle bestens bekannt waren. Vor allem vor dem Hintergrund
der Beweislastumkehr des Art. 73 Abs. 1 VO (EG) 1122/2009 vermdgen die allgemein gehaltenen und unsubstantiierten
Ausfilhrungen des Beschwerdefilhrers mangelndes Verschulden an der Uberbeantragung jedenfalls nicht
aufzuzeigen.Zwar beteuert der Beschwerdeflhrer in seinem Beschwerdeschriftsatz, dass er das seitens der belangten
Behorde Futterflaichenausmal’ der Alm mit der BStNr. xxx nach bestem Wissen und Gewissen und mit der gebotenen
Sorgfalt vorschriftsmaBig nach den ortlichen Verhaltnissen ermittelt habe. Er legt jedoch nicht ausreichend dar, aus
welchen konkreten Griinden ihm kein Verschulden an der Uberbeantragung anzulasten ist. Insbesondere ist davon
auszugehen, dass ihm als Aimbewirtschafter die Beschaffenheit der verfahrensgegenstandlichen Aimfutterflachen und
deren Ausmal durch regelmaRige Begehung und Kontrolle bestens bekannt waren. Vor allem vor dem Hintergrund
der Beweislastumkehr des Artikel 73, Absatz eins, VO (EG) 1122 aus 2009, vermdgen die allgemein gehaltenen und
unsubstantiierten Ausfiihrungen des Beschwerdefiihrers mangelndes Verschulden an der Uberbeantragung jedenfalls

nicht aufzuzeigen.

Auch die Vorlage einer Bestatigung der Landwirtschaftskammer, wonach dem Beschwerdefihrer kein Verschulden an
der Uberbeantragung anzulasten sei, verhilft der Beschwerde im vorliegenden Fall - im Zusammenhang mit dem
Begehren, von Sanktionen abzusehen - vor dem Hintergrund der betrachtlichen Abweichung zwischen der beantragten
und ermittelten Gesamtflache der in Rede stehenden Alm von Uber 29,32 ha nicht zum Erfolg. Zwar wird im Rahmen
dieser Bestatigung auf die einzelnen Schlage Bezug genommen, dabei jedoch sehr allgemein ausgefihrt, die
beantragten Futterflachenausmale (der jeweiligen Schldge) laut Luftbild als plausibel erachtet zu haben. Insbesondere
gilt es in diesem Zusammenhang festzuhalten, dass der Beschwerdefiihrer im Rahmen seiner Beantragung als
Almbewirtschafter keineswegs ausschlieBlich auf die Hofkarte allein angewiesen war, sondern vielmehr auch dazu
verpflichtet war, seine Kenntnis vom Bewuchs und von der Oberflachenbeschaffenheit in die Antragstellung
miteinzubringen. Nichts Anderes geschieht bei der Begehung von Almen durch die Prifer bei der Vor-Ort-Kontrolle.
Auch hier wird das korrekte Ergebnis anhand von Hofkarten und einer Vor-Ort-Begehung erzielt. Dieselbe
Vorgangsweise ware auch dem Beschwerdefuhrer moglich gewesen.

Daruber hinaus gilt es auch darauf hinzuweisen, dass einen Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von
ihm beantragten Flachenausmal3e trifft und es an ihm gelegen ist, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder
durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von Sachverstandigen zu ermitteln. Ein derartiges Bemuhen ware -
selbst wenn das in diesem Zusammenhang ermittelte Ergebnis nachtraglich zu korrigieren ist - im Rahmen der
Verschuldensfrage zu berilcksichtigen (VwGH 07.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdeflhrer im vorliegenden
Fall fir das Antragsjahr 2011 jedoch dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wird von ihm nicht
vorgebracht und es ergeben sich daflir auch keine Anzeichen aus dem Akt.

Das im Beschwerdeschriftsatz erstattete Vorbringen, es sei aufgrund einer Anderung von Mess-Systemen im
Verpflichtungszeitraum von einem fehlenden Verschulden des BeschwerdeflUhrers auszugehen, geht ihm im
vorliegenden Fall - mit Verweis auf die obigen Ausfihrungen unter Punkt 3.3.5. - ins Leere.

Die Ausfihrungen, dass dem Beschwerdefihrer deshalb kein Verschulden anzulasten sei, da nicht er, sondern der
zustandige Almbewirtschafter die in Rede stehende Almfutterflaiche beantragt habe, sind bereits dem Grunde nach
nicht geeignet, mangelndes Verschulden des Beschwerdeflhrers aufzuzeigen, fungierte dieser im Antragsjahr 2011
doch selbst als Bewirtschafter der in Rede stehenden Alm. Auch die Vorlage einer Erklarung gemaR § 8i MOG ist in
diesem Zusammenhang somit entbehrlich.Die Ausfihrungen, dass dem Beschwerdefihrer deshalb kein Verschulden
anzulasten sei, da nicht er, sondern der zustandige Almbewirtschafter die in Rede stehende Almfutterflache beantragt
habe, sind bereits dem Grunde nach nicht geeignet, mangelndes Verschulden des Beschwerdeflihrers aufzuzeigen,
fungierte dieser im Antragsjahr 2011 doch selbst als Bewirtschafter der in Rede stehenden Alm. Auch die Vorlage einer
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Erklarung gemal Paragraph 8 i, MOG ist in diesem Zusammenhang somit entbehrlich.

Grunde flr eine Abstandnahme von der Verhdngung einer Flachensanktion iSd Art. 73 Abs. 1 VO (EG) 1122/2009 sind
im vorliegenden Fall sohin nicht ersichtlich.Grlinde far eine Abstandnahme von der Verhangung einer Flachensanktion
iSd Artikel 73, Absatz eins, VO (EG) 1122 aus 2009, sind im vorliegenden Fall sohin nicht ersichtlich.

3.3.7. Dem Vorbringen, die Flachensanktion stelle eine unangemessen hohe Strafe dar, ist die Judikatur des
Europaischen Gerichtshofes - und ihm folgend des Verwaltungsgerichtshofes - zu Sanktionen auf dem Gebiet der
Gemeinsamen Marktordnung entgegenzuhalten, wonach keine Bedenken unter dem Gesichtspunkt des
VerhaltnismaRigkeitsgrundsatzes bestehen, sofern die Sanktionen wie im vorliegenden Fall nur je nach Schwere des
VerstolRes abgestuft sind (VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216 mit Hinweis auf VwGH 11.04.2011,2007/17/0035, EuGH
19.11.2002, (C-304/00, Strawson (Farms) Ltd. und JA. Gagg & Sons; EuGH 06.07.2000, C-356/97,
Molkereigenossenschaft Wiedergeltingen; EuGH 11.07.2002, C-210/00, Kaserei Champignon Hofmeister; EuGH
11.03.2008, C-420/06, Jager).

3.3.8. Dass Zahlungsanspruche als nicht genutzt beurteilt wurden, ergibt sich als Folge aus der Bestimmung des Art. 15
Abs. 1 der VO (EG) 1120/2009 und ist gegenstandlich soweit auch nicht zu beanstanden.3.3.8. Dass Zahlungsanspruche
als nicht genutzt beurteilt wurden, ergibt sich als Folge aus der Bestimmung des Artikel 15, Absatz eins, der VO (EG)
1120 aus 2009, und ist gegenstandlich soweit auch nicht zu beanstanden.

3.3.9. Hinsichtlich des Vorbringens, man moge einen offensichtlichen Irrtum gemald der Beschwerde anerkennen und
die Berichtigung des Beihilfeantrags zulassen, gilt es darauf hinzuweisen, dass Voraussetzung fur die Anerkennung
eines offensichtlichen Irrtums nach Art. 21 VO (EG) 1122/2009 grundsatzlich die Widerspruchlichkeit eines Antrages in
sich ist, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstirze. Im Ermittlungsverfahren ist
jedoch nicht hervorgekommen, dass ein derartiger Irrtum im Rahmen der Antragstellung 2011 vorgelegen ist, womit
die Voraussetzungen flr die Anwendung der Regelung des Art. 21 VO (EG) 1122/2009 im vorliegenden Fall bereits dem
Grunde nach nicht gegeben sind (vgl. VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216; 26.03.2010,2009/17/0069).3.3.9. Hinsichtlich
des Vorbringens, man moge einen offensichtlichen Irrtum gemal} der Beschwerde anerkennen und die Berichtigung
des Beihilfeantrags zulassen, gilt es darauf hinzuweisen, dass Voraussetzung fir die Anerkennung eines
offensichtlichen Irrtums nach Artikel 21, VO (EG) 1122 aus 2009, grundsatzlich die Widersprichlichkeit eines Antrages
in sich ist, die einem sorgfaltigen Betrachter ins Auge springen muss, wie etwa Ziffernstirze. Im Ermittlungsverfahren
ist jedoch nicht hervorgekommen, dass ein derartiger Irrtum im Rahmen der Antragstellung 2011 vorgelegen ist, womit
die Voraussetzungen fur die Anwendung der Regelung des Artikel 21, VO (EG) 1122 aus 2009, im vorliegenden Fall
bereits dem Grunde nach nicht gegeben sind vergleiche VwGH 09.09.2013, 2011/17/0216; 26.03.2010, 2009/17/0069).

3.3.10. Wenn sich der Beschwerdeflihrer dariber hinaus auf Art. 73 Abs. 5 Unterabsatz 2 der VO (EG) 796/2004 beruft
und vermeint, es sei aufgrund dieser Bestimmung eine Verjahrung der Ruckzahlungsverpflichtung eingetreten, ist
klarzustellen, dass diese Verordnung aus dem Jahr 2004 auf das Antragsjahr 2011 nicht anwendbar ist. Wie oben unter
3.2 ausgefuhrt, kommt im gegenstandlichen Beschwerdefall die VO (EG) 1122/2009 zur Anwendung, die jedoch keine
vergleichbare Verjahrungsbestimmung mehr enthdlt (vgl. insbesondere Art 80 VO (EG) 1122/2009). Der
Beschwerdefiihrer kann sich daher nicht auf die genannte Bestimmung berufen. Jedoch selbst dann, wenn diese
Bestimmung der VO (EG) 796/2004 auf den Beschwerdefall anzuwenden gewesen ware, ware dennoch keine
Verjahrung eingetreten, da der Beschwerdefiihrer den Tatbestand dieser Bestimmung schon hinsichtlich des zeitlichen
Kriteriums nicht erfullt hatte.3.3.10. Wenn sich der Beschwerdefihrer dartber hinaus auf Artikel 73, Absatz 5,
Unterabsatz 2 der VO (EG) 796 aus 2004, beruft und vermeint, es sei aufgrund dieser Bestimmung eine Verjahrung der
Rackzahlungsverpflichtung eingetreten, ist klarzustellen, dass diese Verordnung aus dem Jahr 2004 auf das Antragsjahr
2011 nicht anwendbar ist. Wie oben unter 3.2 ausgefihrt, kommt im gegenstandlichen Beschwerdefall die VO (EG)
1122 aus 2009, zur Anwendung, die jedoch keine vergleichbare Verjahrungsbestimmung mehr enthalt vergleiche
insbesondere Artikel 80, VO (EG) 1122 aus 2009,). Der Beschwerdefihrer kann sich daher nicht auf die genannte
Bestimmung berufen. Jedoch selbst dann, wenn diese Bestimmung der VO (EG) 796 aus 2004, auf den Beschwerdefall
anzuwenden gewesen ware, ware dennoch keine Verjahrung eingetreten, da der Beschwerdefihrer den Tatbestand
dieser Bestimmung schon hinsichtlich des zeitlichen Kriteriums nicht erfullt hatte.

Zur Verjahrung nach Art. 3 Abs. 1 der "horizontalen" Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 ist auszufiihren, dass diese
Bestimmung generell fur UnregelmaRigkeiten in Bezug auf das Unionsrecht und so auch auf dem Gebiet der
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Gemeinsamen Marktorganisation gilt (VwGH 07.10.2013, 2012/17/0182). Die Regelung des Art. 3 Abs. 1 leg.cit. gilt
sowohl fur Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als auch flr verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH
24.06.2004, Rs. C-278/02, Handlbauer). In Art. 3. Abs. 1 Unterabsatz 1 der zitierten Verordnung wird die
Verjahrungsfrist fur die Verfolgung mit vier Jahren ab Begehung der UnregelmaRigkeit festgesetzt, wobei in
Unterabsatz 3 normiert ist, dass die Verfolgungsverjahrung durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis
gebrachte Ermittlungs- oder Verfolgungshandlung der zustandigen Behorde unterbrochen wird. Da im vorliegenden
Fall somit spatestens mit DurchfUhrung der Vor-Ort-Kontrolle am 26.09.2012 unterbrochen worden ist (vgl. erneut
VwGH 29.05.2015, 2012/17/0198), ist gegenstandlich nicht Verjahrung eingetretenZur Verjahrung nach Artikel 3,
Absatz eins, der "horizontalen" Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 ist auszuflhren, dass diese Bestimmung
generell fir Unregelmaligkeiten in Bezug auf das Unionsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen
Marktorganisation gilt (VwGH 07.10.2013, 2012/17/0182). Die Regelung des Artikel 3, Absatz eins, leg.cit. gilt sowohl fur
Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als auch fur verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.06.2004, Rs.
C-278/02, Handlbauer). In Artikel 3, Absatz eins, Unterabsatz 1 der zitierten Verordnung wird die Verjahrungsfrist fur
die Verfolgung mit vier Jahren ab Begehung der Unregelmaligkeit festgesetzt, wobei in Unterabsatz 3 normiert ist,
dass die Verfolgungsverjahrung durch jede der betreffenden Person zur Kenntnis gebrachte Ermittlungs- oder
Verfolgungshandlung der zustandigen Behdrde unterbrochen wird. Da im vorliegenden Fall somit spatestens mit
Durchfiihrung der Vor-Ort-Kontrolle am 26.09.2012 unterbrochen worden ist vergleiche erneut VwWGH 29.05.2015,
2012/17/0198), ist gegenstandlich nicht Verjahrung eingetreten.

Die Entscheidung der AMA erfolgte daher zu Recht.

Von der Durchfihrung einer miindlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, weil das Verfahren
ausschlief3lich rechtliche Fragen betroffen hat und die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten wurden. Das Gericht
konnte so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK
oder Art. 47 GRC bedeutet hatte (VwGH 20.03.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die
Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der
vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat (vgl. EuGH Urteil vom 27.06.2013, C-93/12 Agrokonsulting).Von der
Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung konnte gegenstandlich abgesehen werden, weil das Verfahren
ausschlief3lich rechtliche Fragen betroffen hat und die Tatsachenfeststellungen nicht bestritten wurden. Das Gericht
konnte so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Artikel 6, Absatz
eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VwWGH 20.03.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich
voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primar
auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH Urteil vom 27.06.2013, C-93/12 Agrokonsulting).

Mit der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts in der Hauptsache wird ein gestellter Antrag auf Zuerkennung
der aufschiebenden Wirkung gegenstandslos (VWGH

30.01.2015, 2014/02/0175 mit Verweis auf VwWGH 20.12.1995,95/03/0288), womit eine weitere Auseinandersetzung
dem gestellten Antrag, der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, im vorliegenden Fall unterbleiben
kann. Aufgrund des nicht nachgewiesenen unwiederbringlichen Nachteils ginge ein solcher jedoch auch ins Leere.

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemaf
Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG unzulassig, weil die Entscheidung nicht von der L&sung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwWGH (siehe die obigen
rechtlichen Ausfuhrungen und Judikaturzitate). Zudem liegt auch dann keine erhebliche Rechtsfrage vor, wenn die
Rechtslage eindeutig ist (VwWGH 28.05.2014, 2014/07/0053).Die Revision ist gemall Artikel 133, Absatz 4, B-VG
unzulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
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Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH (siehe die obigen rechtlichen
Ausfuhrungen und Judikaturzitate). Zudem liegt auch dann keine erhebliche Rechtsfrage vor, wenn die Rechtslage
eindeutig ist (VwGH 28.05.2014, 2014/07/0053).
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